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Parteien und Parteiensystem in der Ära Menem -  
Krisensymptome und Anpassungsprozesse
Einleitung
D ie beiden großen argentinischen Parteien befanden sich in einer 
schwierigen Situation, als Carlos M enem  im  Juli 1989 inm itten einer tief­
greifenden wirtschaftlichen und  sozialen Krise das A m t des Staatspräsi­
denten vorzeitig von  seinem V orgänger Raúl A lfonsin übernahm . D ie 
bisherige Regierungspartei U CR (Unión Cívica Radical-, Radikale Bürger­
union) hatte  bei den im  M ai durchgeführten  Präsidentschafts- und  
Parlamentswahlen eine schwere Niederlage erlitten. W egen der wirtschaftli­
chen, sozialen und  politischen Krise und des chaotischen Endes der Re­
gierungszeit von  Präsident A lfonsin w ar sie bei der Bevölkerung stark 
diskreditiert und  zudem  innerlich zerstritten. A ber auch die aus den 
W ahlen als klarer Sieger hervorgegangene peronistische PJ (Partido Justi- 
dalista\ Gerechtigkeitspartei) befand sich in einer U m bruchsituation. D er 
überraschende innerparteiliche Aufstieg des populistischen outsiders M e­
nem  seit 1987 bedeutete gleichzeitig das E nde der in den 80er Jahren  
entstandenen innerparteilichen „Em euerungsbew egung“ . Z udem  stieß 
M enem , der seinen W ahlkam pf im  Stil eines Provinzcaudillos des 19. 
Jahrhunderts geführt und  in populistischer M anier viele V ersprechen 
gem acht hatte, unm ittelbar nach seinem W ahlsieg einen großen Teil der 
Partei v o r den K opf. W eder das von  ihm  berufene K abinett noch  sein 
Regierungsprogram m  entsprachen den national-populistischen und eta- 
tistischen T raditionen des Peronism us und  den im  W ahlkam pf geschür­
ten E rw artungen seiner Anhänger.
Viele B eobachter befürchteten zu Beginn der 90er Jahre, dass sich 
die Personalisierung, D e-Institutionalisierung und  Inform alisierung der 
argentinischen Politik un ter M enem  weiter verstärken und  die Fähigkeit 
der Parteien zur Steuerung von Regierungsentscheidungen und zur V er­
m ittlung zwischen Staat und  Gesellschaft weiter verringern würde. D och  
obw ohl viele dieser Befürchtungen berechtigt waren, hatte  sich das Par­
teiensystem nach zehn Jahren peronistischer Regierungszeit als überra­
schend anpassungsfähig erwiesen. A nders als in Ländern wie Peru, Ecua-
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dor oder Venezuela, w o die traditionellen Parteien innerhalb weniger 
Jahre w eitgehend von  der politischen Bühne verdrängt w urden, konnten 
PJ und  U CR ihre zentrale Rolle innerhalb des Parteiensystem s trotz einer 
sich verschärfenden Repräsentationskrise erhalten. Allerdings entstand 
m it der FR EPA SO  (Frente País Solidario-, F ron t Solidarisches Land) im 
Laufe der 90er Jahre eine neue relevante K raft im  M itte-Links-Spektrum. 
G em einsam  m it der U CR bildete sie 1997 das W ahlbündnis „Allianz für 
A rbeit, G erechtigkeit und  Bildung“ (Alianza para el Trabajo, la Justina y  la 
Educación-, im  folgenden A lianza), das aus den W ahlen von  1997 und  1999 
'siegreich hervorging und  m it Fem ando de la Rúa ab 1999 den Staatsprä­
sidenten stellte. Erstm als in der G eschichte des Landes kam es dam it zu 
einer Koalitionsregierung. Diese verfügte jedoch von A nfang an über ei­
ne sehr fragile M achtbasis, denn die m eisten Provinzen des Landes w ur­
den w eiterhin von  peronistischen G ouverneuren  regiert und  auch im 
Senat behielt die jetzt oppositionelle PJ die O berhand. Z udem  blieb abzu­
w arten, inwiefern der innere Zusam m enhalt der heterogenen A lianza  
über ein reines W ahlbündnis hinaus sichergestellt w erden könnte.
N ach  einem kurzen Blick au f traditionelle M erkmale des argentini­
schen Parteiensystem s analysiert der folgende Beitrag zunächst die E n t­
wicklung der wichtigsten Parteien w ährend der Regierungs zeit von  P rä­
sident M enem. D aran schließt sich eine E inschätzung der parteipoliti­
schen Landschaft nach den Präsidentschafts-, Parlam ents- und  G ouver­
neurswahlen des Jahres 1999 an. Im  letzten A bschnitt geht es um  K onti­
nuität und  W andel, um  Errungenschaften und  fortbestehende Defizite 
des Parteiensystems in den 90er Jahren und um  dessen Beitrag zum  
Funktionieren der repräsentativen Dem okratie.
Traditionelle Merkmale des Parteiensystems
Parteien gehören seit E nde des 19. Jahrhunderts zu den zentralen A kteu­
ren der argentinischen Politik. Sowohl die bereits 1891 gegründete U CR 
als auch die 1945 entstandene und seit 1973 un ter dem  N am en Partido 
Justirialista (PJ) auftretende peronisrische Partei blicken auf eine lange 
Parteigeschichte zurück. V on einem funktionierenden Parteiensystem  
kann jedoch aus verschiedenen G ründen für den größten Teil des 20. 
Jahrhunderts nicht die Rede sein.
Sowohl die U C R  als auch die PJ zeichneten sich über weite Phasen 
ihrer G eschichte durch eine Bewegungsm entalität aus. Sie verstanden 
sich nicht als V ertreter partieller Interessen im  Rahm en einer pluralisti­
schen G esellschaftsordnung, sondem  als alleinige R epräsentanten „des
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V olkes“ oder „der N ation“ m it A nspruch auf eine hegemoniale Position 
(Rock 1987: 6ff.). N u r selten kam  es zu einem  Parteienw ettbew erb zwi­
schen Akteuren, die sich wechselseitig als legitime Teilnehm er an der po­
litischen A useinandersetzung anerkannt hätten. D er grundlegende gesell­
schaftliche K onflikt zwischen Peronism us und  A nti-Peronism us führte 
zu einer starken Polarisierung des Parteiensystem s und der argentini­
schen Politik insgesam t (Birle 1989).
Parteien und  Parlam ent fungierten auch in Phasen ziviler politischer 
H errschaft nicht als zentrale Kanäle zur Bearbeitung und  Lösung gesell­
schaftlicher Konflikte. D ies hing nicht zuletzt dam it zusam m en, dass seit 
1955 w iederholt — vergeblich — versucht wurde, den Peronism us vom  
politischen Leben des Landes auszuschließen. D adurch kam  es zu einer 
V erm ischung von  territorialer Repräsentation durch die Parteien und 
funktionaler Repräsentation durch Interessengruppen bzw. „K orporati­
o nen“, denn die quasi als Ersatz für die nicht zu W ahlen zugelassene pe­
ronisrische Partei handelnden G ew erkschaften, aber auch die U nter­
nehm erverbände, die katholische K irche und  die Streitkräfte traten in 
K onkurrenz zu den Parteien und  untergruben deren Legitim ation und 
Funktionalität. D as daraus resultierende politische System w urde m it 
M etaphern wie „unm ögliches Spiel“ (O ’D onnell 1977) oder „duales po li­
tisches System“ (Cavarozzi 1983) um schrieben.
Das Parteiensystem  zeichnete sich durch ungew öhnliche cleavage- 
S trukturen aus, w obei sozialstrukturell verm ittelte Konfliktlinien eine u n ­
tergeordnete Rolle spielten. W eder eine linke, sozialdem okratische oder 
sozialistische Arbeiterpartei, noch  eine bürgerlich-konservative „U nter­
nehm erpartei“ konnte sich au f D auer erfolgreich etablieren. D as Fehlen 
einer bedeutenden konservativen Partei wurde w iederholt als eine U rsa­
che dafür bezeichnet, dass sich bei Teilen der O berschicht eine Anti- 
Parteien-M entalität und  die Bereitschaft zur U nterstü tzung von  M ilitär­
diktaturen herausbildete (Di Telia 1998).
D ie L inks-Rechts-D im ension spielte zwar durchaus eine Rolle für 
die argentinische Politik, sie w urde aber seit M itte des 20. Jahrhunderts 
durch eine von sozio-kulturellen und  politisch-kulturellen E lem enten ge­
prägte D im ension gebrochen. Infolgedessen hingen die D ifferenzen zwi­
schen den beiden wichtigsten A kteuren — Peronism us und  Radikalismus — 
nicht in erster Linie m it program m atischen Vorstellungen, sondem  mit 
divergierenden sozio-kulturellen Identitäten, Politikstilen und  D em okra­
tiekonzepten zusammen. Perón m achte ab Mitte der 1940er Jahre nicht nur 
die G ew erkschaften zu wichtigen Stützen seiner H errschaft, er etablierte 
sich auch als R epräsentant eines hem dsärm eligen, inform ellen politi-
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sehen Stils, der au f form al-dem okratische Spielregeln wenig W ert legte. 
W orauf es ankam  war, dass die konkreten Problem e der A rbeiter und  der 
U nterschicht — am besten durch einen starken M ann — m it E ntschieden­
heit angepackt würden. D ie m ittelschichtenbasierte U C R  verstand sich 
dagegen stets als Fürsprecher von  Rechtsstaatlichkeit, bürgerlichen R ech­
ten, Pluralismus und  republikanischen Institutionen. D em  „bürgerli­
chen“ und  „zivilisierten“ politischen D iskurs und  Stil der U CR stand ein 
an „das V olk“ (elpueblo) appellierender „prim itiverer“ , aber gerade des­
halb oft auch „populärerer“ Peronism us gegenüber. D ie auf einer Links- 
Rechts-Achse zu m essenden sozio-ökonom ischen Präferenzen von  P e­
ronism us und  Radikalismus unterschieden sich dem gegenüber nicht 
grundlegend. Beide Parteien traten für einen starken, die W irtschaft regu­
lierenden Staat und  für den Schutz der einheim ischen Industrie gegen­
über ausländischer K onkurrenz ein (Ostiguy 1998). Links-Rechts-Diver- 
genzen innerhalb der beiden großen Parteien w aren oft größer als ^wischen 
ihnen. D a die argentinische politische K ultur ohnehin einen personalisti- 
schen G rundzug aufweist, erhielt der innerparteiliche Faktionalismus 
durch derartige D ivergenzen zusätzliche N ahrung.
D am it ist ein „E rzübel argentinischer Politik“ (B odem er/C arreras 
1997: 185) angesprochen — Personalism us und  Klientelismus:
Auslöser für parteiinterne Gruppierungen bzw. Abspaltungen sind somit 
nur selten von der Mehrheitslinie abweichende Grundsatzpositionen, son­
dern vielmehr vor allem neuaufkommende populistische Führungsfiguren, 
von deren politischen Vorlieben und Machtkalkülen Aufstieg und Nieder­
gang solcher Klientel- und Gefolgschaftsnetze entscheidend abhängen. 
(Bodemer/Carreras 1997: 185f.)
D ritte  Parteien spielten keine bedeutende Rolle, so dass un ter formalen 
G esichtspunkten von  einem  geringen Fragm entierungsgrad des Parteien­
systems gesprochen w erden konnte. Die fehlende wechselseitige A ner­
kennung und die stets m anifest oder zum indest latent vorhandene H e­
gem onie einer der beiden großen Parteien verhinderten jedoch, dass sich 
aus dem  Zusam m enw irken der einzelnen Akteure ein funktionierendes 
Parteiensystem  ergeben hätte. Einige A utoren sind aufgrund der geschil­
derten M erkmale sogar davon ausgegangen, dass von  einem Parteienryr- 
tem in A rgentinien lange Z eit überhaupt nicht die Rede sein konnte (Ca- 
varozzi 1989). D em gegenüber ist jedoch zu R echt angem erkt worden, 
dass ein Parteiensystem  im  Sinne von  m ehr oder weniger stabilen Bezie- 
hungsm ustem  zwischen den Parteien sehr w ohl existierte. Allerdings 
zeichneten sich die Parteien nicht durch V erhaltensm uster aus, die aus
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einer dem okratisch-pluralistischen Perspektive w ünschensw ert gewesen 
w ären, und  die Funktionslogik des Parteiensystem s trug m it zu r Instabili­
tät des politischen Systems bei (Abal M edina/C astiglioni 2000).
M it der R ückkehr zur D em okratie E nde 1983 traten die Parteien 
nach einer m ehr als siebenjährigen M ilitärdiktatur erneut ins Zentrum  
des politischen Lebens. In organisatorischer H insicht knüpften sie an die 
vorautoritären Strukturen an, erneut w aren U CR und P] die dom inieren­
den Akteure. Im  U nterschied zu früheren Jahren  fand seit 1983 jedoch 
ein offener Parteienw ettbew erb statt. Parteienverbote gehörten der V er­
gangenheit an und  die W ahlergebnisse standen nicht durch etablierte 
H egem onien von vornherein fest. Alle relevanten Parteien erkannten 
sich wechselseitig als legitime politische A kteure an und  akzeptierten die 
grundlegenden Regeln des dem okratischen W ettbew erbs, die Ergebnisse 
von  W ahlen sowie den Parteienw ettbew erb als zentrale Legitimations- 
quelle und  als grundlegenden M echanism us für den Zugang zur politi­
schen M acht. D er Polarisierungsgrad des Parteiensystem s erreichte trotz 
zahlreicher Konflikte zu keinem  Z eitpunkt das A usm aß früherer Jahr­
zehnte. Zw ar kam  es nach der verheerenden Niederlage des Peronism us 
bei den W ahlen von  1985 in Teilen der UCR zu einem  W iederauffla- 
ckem  der Bewegungsmentalität, derartige G edankenspiele erfuhren je­
doch spätestens m it dem  V erlust der absoluten M ehrheit bei den Parla­
m entsw ahlen von  1987 eine deutliche Absage.
D er Fragm entierungsgrad des Parteiensystem s blieb gering. A uf 
U CR und PJ entfielen bis 1989 sowohl im  A bgeordnetenhaus als auch 
im  Senat stets m ehr als 80% der Sitze. D ie Stimmenanteile „dritter Par­
teien“ nahm en im  V erlauf der 80er Jahre leicht zu, sie verteilten sich aber 
au f eine Vielzahl kleiner, zum eist nur in einer Provinz relevanter Partei­
en, so dass sich daraus au f nationaler E bene keine H erausforderung für 
die beiden großen Parteien ergab (De R iz/A drogué 1990: 21 f.).
T abelle  1: Stim m enanteile  von PJ und U C R  bei den  Parlam entsw ahlen 1983,
1985 u. 1987 (in %)
1983 1985 1987
Partido Justicialista 33,5 34,6 41,5
U nión Cívica Radical 47,4 43,2 37,2
Andere 19,1 22,2 21,3
Quelle: De Riz 1998: 135
218 P eter Birle
D ie U C R  konnte sich im  Zuge des Übergangs zur D em okrade von  ih­
rem  Im age einer konservativ-kleinbürgerlichen Partei lösen und  als Ga­
rant einer dem okratischen Politik profilieren. Ih r Einfluss au f die Z u ­
sam m ensetzung des K abinetts und  auf die Politik der Regierung Al­
fonsin blieb jedoch gering (Birle 1989: 65 ff.). Präsident A lfonsin agierte 
w eitgehend unabhängig von  den G rem ien der UCR und  rekurrierte mit 
dem  A rgum ent, die Partei liefere keine zeitgem äßen A ntw orten  auf drän­
gende Problem e, au f eine kleine G ruppe von  persönlichen Gefolgsleuten 
und  nicht der Partei angehörende Fachleute. Alfonsin betrieb zwar einer­
seits eine E rneuerung  der Partei von oben, indem  er beispielsweise einige 
überkom m ene w irtschaftspolitische V orstellungen der U C R  in Frage 
stellte, die von  ihm  zu verantw ortende „D eaktivierung“ der Partei ver­
schärfte jedoch letztendlich die Repräsentationskrise (Acuña 1998: 
105ff.). T ro tz knapper M ehrheitsverhältnisse im  Parlam ent suchte A l­
fonsin nicht in erster Linie eine über öffentliche D iskussionen und  V er­
einbarungen abgesicherte Zusam m enarbeit m it der parteipolitischen 
O pposition, sondem  er setzte — ohne bleibende Erfolge — au f diskret 
ausgehandelte „Pakte“ m it verschiedenen G ruppierungen aus dem  G e­
w erkschafts- und  U ntem ehm erlager. E rst nachdem  die U CR bei den 
Parlam entsw ahlen von  1987 eine klare Niederlage erlitten und  ihre abso­
lute M ehrheit im  A bgeordnetenhaus eingebüßt hatte, ging A lfonsin ver­
stärkt au f die O pposition  zu.
T abelle  2: Z u sam m en setzu n g  des A bgeordnetenhauses 1983 -  1989
1983-85 1985-87 1987-89
M andate % M andate % M andate %
U nión Cívica Radical 129 50,8 129 50,8 113 44,5
Partido Justicialista 111 43,7 101 39,7 103 40,5
UceDé 2 0,8 3 1,2 7 2,7
PI 3 1,2 6 2,4 5 2,1
Andere 9 3,5 15 5,9 26 10,2
Total 254 100 254 100 254 100
Quelle: De Riz/Adrogué 1990: 66.
Eine im  Sinne der K onsolidierung der D em okratie w ünschensw erte kon­
struktive Zusam m enarbeit der Regierung m it der parlam entarischen O p ­
position w urde aber auch dadurch erschwert, dass auf Seiten der größten 
O ppositionspartei nu r wenig Bereitschaft dazu vorhanden war. D ie PJ 
erlitt bei den W ahlen von  1983 und  1985 schwere N iederlagen und
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konnte die seit dem  T od  des Parteigründers P erón  im Jah r 1974 schw e­
lende Identitätskrise zunächst nicht lösen. D ie innerparteilichen A usein­
andersetzungen in der zweiten Hälfte der 80er Jahre w aren geprägt vom  
K am pf zwischen „O rthodoxen“ und „E rneuerern“ um  die innerparteili­
che V orherrschaft. Bei den Parlam entswahlen von 1987 konnte die Par­
tei un ter Führung des Em euererflügels erstmals seit 1973 wieder einen 
W ahlsieg erringen. D er Einfluss der E rneuerer sank jedoch m it dem  Sieg 
von  Carlos M enem  bei den innerparteilichen Vorw ahlen zur Auswahl 
des K andidaten für die Präsidentschaftsw ahlen 1989. In allen zentralen 
Politikfeldem  der 80er Jahre vertrat die größte O ppositionspartei un ter­
schiedliche, zum  Teil w idersprüchliche Positionen. G leichw ohl nahm  sie 
großen Einfluss au f die politische Entw icklung jener Jahre  und  trug m it 
„ihren H andlungen und  U nterlassungen [...] beträchtlich zum  Scheitern 
der Regierung bei“ (Carreras 1999: 285).
D as Verhältnis zwischen Parteiensystem  und  Zivilgesellschaft entw i­
ckelte sich negativ. D ie „W iedergeburt“ der Zivilgesellschaft im  V erlauf 
des Übergangs zur D em okratie hatte zu erheblichen M obilisierungen in 
der A nfangsphase der Regierung Alfonsin geführt. Insbesondere die 
M enschenrechtsbew egung w ar in dieser Zeit sehr aktiv. A b M itte der 
80er Jahre erlahm te jedoch das zivilgesellschaftliche Engagem ent, w obei 
E nttäuschung über die m angelnde Responsivität der Regierung sowie 
zunehm ende ökonom ische und  soziale K risensym ptom e eine wichtige 
Rolle spielten (Birle 2000). M it den peronisrisch dom inierten G ew erk­
schaften fand die Regierung nu r in kurzen Phasen zu einem tragbaren 
modus vivendi. D reizehn Generalstreiks des G ew erkschaftsdachverbandes 
C G T  (Confederación General del Trabajo), der in den ersten Regierungsjahren 
w iederholt als „E rsa tz“ für die wenig handlungsfähige PJ handelte, tru ­
gen m it dazu bei, die Regierbarkeit zu untergraben. D ie außer K ontrolle 
geratene soziale Situation zwang Präsident A lfonsin letztendlich zum  
vorzeitigen Rücktritt.
In  den ersten Jahren  nach dem  E nde der D iktatur stießen die politi­
schen Parteien au f große gesellschaftliche Akzeptanz. Fast ein D rittel der 
W ahlberechtigten traten 1983 einer Partei bei (Catterberg 1989: 86). 
M einungsum fragen zeigten bis in die zweite Hälfte der 80er jahre bei ca. 
70% der Befragten eine positive E inschätzung der politischen Parteien. 
E rst im  V erlauf der sich ab 1987 verschärfenden wirtschaftlichen und 
sozialen Krise verschlechterte sich auch das Image der Parteien. D am it 
deutete sich eine Entw icklung an, die sich in den 90er Jahren  weiter ver­
stärken sollte. D ies gilt auch für einige andere T endenzen, die sich be­
reits in den 80er Jahren abzeichneten: die sinkende Bedeutung der tradi-
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tionellen Identitäten und  kulturellen Milieus der beiden großen Parteien, 
die Zunahm e der W echselwähler, die Schwächung der Parteien als M as­
senorganisationen und  die zunehm ende B edeutung der M assenm edien 
bei politischen A useinandersetzungen und W ahlkäm pfen (Carreras 1996: 
248). D ie institutioneilen Ressourcen, derer sich die Parteien traditionell 
bedient hatten, gerieten im V erlauf der 80er Jahre verstärkt un ter Druck. 
Dies be tra f insbesondere die A ufrechterhaltung klientelistischer N etz­
werke au f nationaler und  regionaler E bene durch Rückgriff au f öffentli­
che G elder und  Vergabe von Posten innerhalb der staatlichen Verwal­
tung. D erartige Praktiken w aren angesichts der tiefgreifenden Struktur- 
und  Finanzkrise des Staates im m er schwerer aufrecht zu erhalten (Nova- 
ro  1998: 120f.) — was nicht heißen soll, dass sie verschw unden wären.
D ie Entwicklung der PJ unter M enem
D ie von  Präsident M enem  eingeleiteten grundlegenden W irtschaftsre­
form en, insbesondere die Privatisierungspolitik, die D eregulierung der 
W irtschaft und die Ö ffnung gegenüber dem  W eltm arkt stießen in großen 
Teilen seiner Partei zunächst au f Ablehnung. D ie ersten beiden A m tsjah­
re w aren geprägt von Skepsis und  U nbehagen der PJ gegenüber dem  
Kurs M enems. D ass es M enem  tro tzdem  gelang, sich die U nterstü tzung 
der PJ zu sichern, war auf m ehrere U rsachen zurückzuführen.
E rstens m utete M enem  seiner Partei zwar in w irtschaftspolitischer 
H insicht einen „R echtsrutsch“ zu, er bo t ih r aber gleichzeitig in sozio- 
kultureller und  politisch-kultureller H insicht starke K ontinuität zum  tra­
ditionellen Peronism us. D enn  trotz der A bkehr von  dem  im W ahlkam pf 
gepflegten populistischen sozio-ökonom ischen Diskurs blieb M enem  im 
H inblick auf seinen politischen Führungsstil, seinen Pragm atism us, sein 
Charisma und  die von  ihm  gepflegte Symbolik ein „echter Peronist“ (de 
Riz 1998: 137; O stiguy 1998: 29ff.).
Zweitens übernahm  M enem  die M acht inm itten einer schweren K ä ­
se, so dass auch die m eisten K ritiker im eigenen Lager die E ntscheidun­
gen des Präsidenten aus A ngst vor einer w eiteren Destabilisierung zu ­
nächst n icht öffentlich in Frage stellten — zum al sie ihrerseits w enig kon­
krete A lternativen anzubieten hatten. U m so m ehr hielten sich die G eg­
ner des neuen K urses m it Kritik zurück, als sich 1991 die ersten Stabili- 
sierungs- und  W ahlerfolge einstellten.
D rittens w ar M enem  gegenüber seinen parteiinternen K ritikern von 
A nfang an in einer starken Position. Die E rneuerer hatten sich als in ter­
ne S tröm ung nach ihrer Niederlage bei den Vorw ahlen des Jahres 1988
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aufgelöst. Zw ar bekleideten einige von  ihnen noch wichtige Positionen 
innerhalb der Partei, eine offene K onfrontation m it M enem  scheuten je­
doch die meisten. M enem  verstand es seinerseits, viele seiner einstigen 
G egner so zu integrieren, dass seine A utorität dadurch weiter gestärkt 
wurde. D ie vor allem w ährend des ersten A m tsjahrs gezeigte Toleranz 
gegenüber parteiinternen Kritikern m achte ab 1990 aber auch einer ge­
zielten E inforderung von Parteidisziplin Platz. A ntonio  C añero, einst­
mals führender K o p f der E rneuerer, trat nach einer von  ihm  gegen den 
W unsch M enem s initiierten — und gescheiterten — V olksabstim m ung 
über eine V erfassungsänderung in der Provinz Buenos Aires im  A ugust 
1990 als Parteivorsitzender der PJ zurück. Auch seine erneute K andida­
tur als G ouverneur der Provinz Buenos Aires bei den W ahlen im  O k to ­
ber 1991 konnte er nicht gegen den W iderstand M enem s durchsetzen. 
Sein politisches Schicksal m achte den M enem -K riükern klar, wie gefähr­
lich es sein konnte, einen unabhängigen K urs gegenüber dem  Präsiden­
ten zu wagen (M cGuire 1995: 231f.; P a le rm o/N ovaro  1996: 217ff.).
Viertens profitierte M enem  davon, dass der Einfluss der G ew erk­
schaften innerhalb der Partei bereits im  Zuge der „E rneuerung“ in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre gesunken war. T ro tz starker V orbehalte 
der G ew erkschaften gegen M enem s Politik bildete sich keine geschlosse­
ne A blehnungsfront. E in Teil der G ew erkschaften w ar zur Z usam m en­
arbeit m it der Regierung bereit und eine weitere G ruppe scheute zum in­
dest die offene K onfrontation  m it der A dm inistration (G utiérrez 1998; 
Levitsky 1997: 91 f.).
Fünftens setzte M enem  sowohl gegenüber den kooperationsbereiten 
G ew erkschaftern als auch gegenüber den peronistischen G ouverneuren 
auf eine Politik von selektiven A nreizen und der G ew ährung von  P frün­
den. T ro tz der W irtschafts- und  Staatsreform  verfügte die Exekutive 
über Ressourcen, die für die Pflege und  den Erhalt von  klientelistischen 
N etzw erken eingesetzt w erden konnten. D azu dienten beispielsweise 
Zugeständnisse gegenüber den G ew erkschaften bei den von diesen ver­
walteten Sozialwerken oder spezifische Sozialfonds. D ie größte A uf­
m erksam keit erfuhr der au f Verlangen von E duardo  D uhalde 1991 auf­
gelegte Fondo de Reparación Histórica für Sozialprogram m e im G roßraum  
Buenos Aires, durch den der G ouverneur der Provinz die V erfügungs­
gewalt über zusätzliche M ittel in H öhe von  400 bis 600 M illionen D ollar 
jährlich erhielt (P alerm o/N ovaro  1996: 437).
Sechstens konnte sich M enem  gegenüber der Parteibasis au f einen 
fast im  ganzen Land nach wie vor funktionierenden O rganisationsappa­
rat m it um fassenden V erbindungen zur Arbeiter- und  U nterschicht und
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einer Vielzahl sozialer O rganisationen verlassen. D am it stand ihm  eine 
Infrastruktur zur Verfügung, über die nicht nur materielle U nterstü t­
zungsleistungen verteilt, sondem  auch politische Entscheidungen im ­
plem entiert und  für U nterstützung gezielt geworben w erden konnte (Le­
vitsky 2001: 40f£).
D ie genannten Faktoren trugen dazu bei, dass die PJ M enem s Re­
form kurs trotz zunächst starker Bedenken mittrug. Insbesondere nach 
dem  erfolgreichen A bschneiden der Partei bei den Parlam entswahlen 
v on  1991 bis zur W iederwahl M enems im  Jahr 1995 w urde die H egem o­
nie M enem s und  seiner Gefolgsleute innerhalb der Partei so gut wie 
nicht hinterfragt. Dies hing auch noch m it einem weiteren Faktor zu ­
sammen: zu Beginn seiner A m tszeit hatte M enem die PJ von  der Beset­
zung von  Regierungsäm tem  und von Regierungsentscheidungen w eitest­
gehend ausgeschlossen. N ach einer ersten Phase, in der die Partei kaum  
eine Rolle spielte, eröffnete M enem  ihr jedoch schrittweise Zugang so­
w ohl zu politischen Entscheidungsprozessen als auch zur Besetzung von 
Posten (N ovaro 1998: 123£). A uch im  Parlam ent ergaben sich neue Ge- 
staltungs- und  Beteiligungsmöglichkeiten für die Regierungspartei, vor 
allem im  Laufe der zweiten A m tszeit M enems (siehe den Beitrag von 
Llanos in diesem Band). D ie Beteiligung der Partei an grundlegenden 
Entscheidungen lief allerdings in den wenigsten Fällen über die eigent­
lich dafür vorgesehenen Parteigremien, sondem  über inform elle G re­
mien wie die „Liga der peronistischen G ouverneure“, die M enem  in sei­
ner doppelten Eigenschaft als Staatspräsident und  Parteivorsitzender re­
gelmäßig einberief.
D iese Tendenz verstärkte sich im  V erlauf der zweiten A m tszeit Me­
nem s, verursacht insbesondere durch den sich im m er weiter ausdehnen­
den K onflikt zwischen M enem  und E duardo Duhalde. A b 1989 hatte 
D uhalde zunächst für zwei Jahre das A m t des V izepräsidenten bekleidet, 
bevor er au f W unsch M enems im  O ktober 1991 als K andidat bei den 
G ouverneursw ahlen in der Provinz Buenos Aires antrat. D uhalde ge­
w ann diese W ahlen und  w urde nach einer ersten Am tszeit im  Jah r 1995 
als G ouverneur der wichtigsten Provinz des Landes wiedergewählt. 
G leichzeitig m achte er nach der W iederwahl M enem s 1995 seine A m bi­
tionen für die Präsidentschaftsw ahlen von  1999 deutlich, bei denen Me­
nem  laut Verfassung, die nu r eine einmalige W iederwahl erlaubt, nicht 
m ehr antreten durfte. D uhalde setzte dabei von A nfang an auf eine D is­
tanzierung gegenüber der Politik M enem s, die in der zweiten Hälfte der 
90er Jahre aufgrund im m er lauter w erdender K orruptionsvorw ürfe, 
w achsender Arbeitslosigkeit und  gravierender sozialer Problem e ver-
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stärkt un ter Beschuss geriet. E r  kritisierte das W irtschaftsm odell und 
forderte eine stärkere soziale K om ponente. Innerhalb der Partei scharte 
D uhalde ab 1995 alle diejenigen um  sich, die m it M enem  unzufrieden 
waren. A usgehend von  seiner H eim atprovinz Buenos Aires kontrollierte 
er so relativ schnell einen großen Teil der PJ-Pariam entsfraktion und  der 
Parteigremien.
Duhaldes Distanzierungsstrategie führte jedoch auch bei M enem  und 
seinen A nhängern zu erbitterten Reaktionen. M enem  setzte alles daran 
zu verhindern, dass die peronistischen G ouverneure, die G ew erkschaften 
u nd  die Parteigrem ien der PJ frühzeitig einer Präsidentschaftskandidatur 
D uhaldes zustim m ten. N achdem  die O pposition  bei den Parlam ents­
wahlen 1997 in D uhaldes Provinz Buenos Aires einen deutlichen Sieg er­
rungen hatte, nahm en die A nhänger M enem s dies zum  Anlass, um  — ent­
gegen aller rechtlichen B estim m ungen und  tro tz m iserabler Um fragewer­
te — eine erneute W iederwahl M enem s anzustreben. D er daraufhin aus­
brechende offene K onflikt zwischen M enem  und  D uhalde zog sich bis 
kurz v o r den Präsidentschaftsw ahlen 1999 hin und  nahm  im m er grotes­
kere Züge an. M enem  brachte alternative K andidaten ins Spiel, er be­
m ühte sich um  eine erneute V erfassungsreform  oder zum indest um  eine 
„N euinterpretation“ der geltenden V erfassung in seinem Sinne; D uhalde 
initiierte in der Provinz Buenos Aires eine — letztendlich nicht durchge­
führte — V olksabstim m ung, bei der die Bevölkerung ihre M einung zu ei­
ner erneuten W iederwahl M enem s kundtun sollte (Clarín Digital,
10.7.1998); ein von  M enem  M itte 1998 einberufener Parteitag w urde von  
D uhalde boykottiert, m it der Rechtm äßigkeit der do rt getroffenen E n t­
scheidungen m ussten sich jahrelang die G erichte beschäftigen (Clarín 
Digital, 14.7.1998). M itte 1998 verkündete M enem  zwar offiziell seinen 
V erzicht au f eine erneute K andidatur, nach wie vo r bem ühte er sich je­
doch darum , auch eine N om inierung D uhaldes zu verhindern. Selbst 
nachdem  der von  M enem  als K andidat ins Spiel gebrachte R am ón O rte ­
ga sich im  Frühjahr 1999 gegenüber D uhalde bereit erklärte, als dessen 
V izepräsidentschaftskandidat ins Rennen zu gehen, wollte M enem  D u ­
haldes Präsidentschaftskandidatur noch  nicht hinnehm en (Clarín Digital,
23.2.1999). E rst als m it Carlos R eutem ann und  A dolfo Rodríguez Saá 
auch die letzten von  M enem  als K andidaten genannten Peronisten auf 
eine K andidatur verzichtet hatten, w urde der für A nfang Juli 1999 vorge­
sehene N om inierungsparteitag abgesagt und  D uhalde offiziell zum  PJ- 
K andidaten ernannt (Clarín Digital, 8.6.1999 u. 19.6.1999).
Phasenweise drohte der K onflikt M enem -D uhalde die PJ vollständig 
zu spalten. Im  Juli 1998 gründete D uhalde m it seinen A nhängern eine
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eigene Parlam ents fraktion, den Bloque Parlamentario Federal (Clarín Digital,
19.7.1998). N achdem  M enem  seine W iederwahlm öglichkeiten schwinden 
sah, änderte er seine Strategie und  setzte nun darauf, sich langfristig die 
K ontrolle über die Partei zu sichern. O bw ohl seine A m tszeit als Partei­
vorsitzender erst im  Jah r 2000 abgelaufen wäre, ließ er sich sein M andat 
bereits 1998 vorzeitig bis zum  Jah r 2003 verlängern. W iederum  diente 
ihm  dazu eine Resolution, die auf einem von  den parteiinternen G egnern 
nicht anerkannten Parteitag getroffen w orden w ar (Clarín Digital,
10.12.1998). D ie Partei w urde durch den K onflikt an der Spitze nicht nur 
gelähmt, die w iederholte U m gehung und  Instrum entalisierung der 
form alen Parteigrem ien führte auch dazu, dass die alternativen 
M achtzentren an G ew icht gewannen. Insbesondere die peronisrischen 
G ouverneure der großen Provinzen Buenos Aires, C ordoba und Santa 
Fe kristallisierten sich als neues M achtzentrum  heraus, was w iederum  
dazu führte, dass sich auch die peronisrischen G ouverneure der kleineren 
Provinzen zu einer eigenen „Liga“ zusam m enschlossen. A m  E nde der 
Ä ra M enem  bo t die PJ som it ein sehr heterogenes Bild.
D ie UCR in der Krise
D ie U C R  durchlief in der ersten H älfte der 90er Jahre eine schwere K ri­
se. N ach  dem  vorzeitigen E nde der Regierung A lfonsin 1989 gelang es 
ih r zunächst nicht, zu einer einheitlichen und  konsistenten O ppositions­
rolle zu finden. D ies hing zum  einen m it dem  M isskredit zusam m en, in 
den die Regierung Alfonsin in ihren letzten beiden A m tsjahren geraten 
war. Z um  anderen w ar die Partei als O pposition  dam it konfrontiert, dass 
P räsident M enem  jene Reform en durchführte, die Alfonsin in der E n d ­
phase seiner Regierungszeit vorgeschlagen und  die auch der P räsident­
schaftskandidat der U C R  für den Fall eines Wahlsieges angekündigt ha t­
te. W ütende Proteste gegen M enem s Politik hätten  daher w enig glaub­
würdig gewirkt. D ie W ahlniederlagen bei den Parlam entsw ahlen von 
1991 (29% der Stimmen) und  1993 (30%) schwächten die nationale Par­
teispitze zusätzlich und  führten zu einer M achtverlagerung zu den von 
der U C R  gestellten G ouverneuren der Provinzen Córdoba, Catamarca, 
C hubut und Río N egro, die ihrerseits um  ein nicht allzu konfliktives 
V erhältnis zur peronisrischen Regierung bem üht w aren (Palerm o/N o- 
varo 1996: 247f.).
T ro tz  des katastrophalen E ndes seiner Regierung und  trotz eines 
sehr negativen persönlichen Images gelang es Raúl Alfonsin, den Partei­
vorsitz und  die K ontrolle über die U C R  zu behalten. E ine dringend n o t­
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wendige A useinandersetzung m it den U rsachen des eigenen Scheitem s 
unterblieb damit ebenso wie eine personelle und  program m atische E r­
neuerung der Partei. V or eine Z erreißprobe w urde die U CR gestellt, 
nachdem  Parteichef Alfonstri im  N ovem ber 1993 m it Präsident M enem  
den „Pakt von  O livos“ Unterzeichnete, durch den der W eg für eine V er­
fassungsreform  — und  dam it auch für eine W iederwahl M enem s — geeb­
net wurde. Alfonsin selbst hatte M itte der 80er Jahre vergeblich eine V er­
fassungsreform  angestrebt. In der A nfangsphase der Regierung M enem  
schlug er dann erneut — vergeblich — eine V erfassungsreform  vor, um  die 
M achtfülle des Präsidenten durch die E inführung  eines parlam entari­
schen Systems zu begrenzen. D ie von  M enem  seit dem  peronisrischen 
W ahlsieg 1993 aus persönlichen M otiven angestrebte V erfassungsreform  
hatte er jedoch vehem ent abgelehnt. U m so erstaunter und erboster rea­
gierten Partei und  Öffentlichkeit, als ihnen — wie so oft als Ergebnis 
nichtöffentlicher V erhandlungen — der „Pakt von  O livos“ präsentiert 
wurde.
D ie Parteigrem ien der U CR stim m ten dem  Pakt zwar — w enn auch 
widerwillig — zu, aber gegenüber der U CR-W ählerschaft kam  all dies zu­
m indest au f kurze Sicht einem politischen Selbstm ord gleich. Bereits 
zuvor war die U C R  wegen ihrer schwachen O pposition  gegenüber der 
Regierung M enem  kritisiert w orden, jetzt aber w arf m an ihr eine voll­
ständige K apitulation gegenüber den M achtam bitionen des Statspräsi- 
denten vor. Z udem  verabschiedete sich die Partei durch die Ü berein­
kunft m it M enem  in den A ugen vieler W ähler von  ihrer T radition eines 
Fürsprechers von Rechtsstaat, D em okratie und Ethik. Bei den W ahlen 
zur V erfassungsgebenden V ersam m lung im  April 1994 erhielt die U CR 
nur noch 19,8% der Stimmen. Bei den Präsidentschaftsw ahlen im  dar­
auffolgenden Jah r kam  ihr K andidat H oracio M assaccesi sogar nur au f 
16,4% (de Riz 1998: 139ff.) und  lag dam it weit abgeschlagen an dritter 
Position. Etwas besser schnitt die U CR D ank ihrer weiterhin funktio­
nierenden lokalen und  regionalen Parteistrukturen m it 21,7% bei den 
gleichzeitig stattfindenden Parlam entsw ahlen ab, und  auch bei den 1995 
abgehaltenen G ouvem eursw ahlen m usste sie keine weiteren E inbußen 
hinnehm en. 1996 gelang es dann, m it Fernando de la Rúa als K andidat 
die Bürgerm eisterwahlen in Buenos Aires zu gewinnen.
T ro tz der enorm en K osten  des „Pakt von  O livos“ für die Partei 
blieb Alfonsin zunächst weiter Parteivorsitzender. E rst E nde 1995 er­
folgte m it der W ahl R odolfo Terragnos eine E rneuerung der Führung. 
Terragno, ein politischer Q uereinsteiger, der erst 1987 Mitglied der UCR 
geworden war, sollte der Partei ein m oderneres Im age und  eine zeitge­
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m äße Program m atik verschaffen. In  Partei und  Ö ffentlichkeit weckte 
seine W ahl große Erw artungen, letztendlich traf aber weiterhin A lfonsin 
die wichtigen Entscheidungen. Terragno verfugte nicht über eine H aus­
m acht innerhalb der Partei, w ährend die durch traditionelle Treuever- 
hältnisse und  klientelistische S trukturm uster unterm auerte B indung vieler 
Aktivisten an Alfonsin fortbestand, obw ohl dieser offiziell kein Parteiam t 
bekleidete (Acuña 1998: 113). A lfonsin gelang es auch, sich für die Par­
lam entswahlen des Jahres 1997 als Spitzenkandidat in der U C R -H och- 
burg, dem  H auptstadtdistrikt B uenos Aires, aufstellen zu lassen. M ei­
nungsum fragen ließen jedoch erwarten, dass die U C R  m it A lfonsin an 
der Spitze erneut eine klare W ahlniederlage zu erwarten hätte. D ies dürf­
te ein entscheidendes M otiv dafür gewesen sein, dass die Parteiführung 
sich entgegen der Parteitradition und  gegen m anchen W iderstand in den 
eigenen Reihen im  A ugust 1997 auf ein W ahlbündnis m it der zw ischen­
zeitlich zur zweitstärksten politischen K raft avancierten FR EPA SO  ein­
ließ (Acuña 1998: 114f.).
Von der Gruppe der Acht zur FREPASO
N ach einem ersten Schock hatten  sich viele Peronisten m it der Politik 
von Präsident M enem  arrangiert. E ine G ruppe von  acht peronisrischen 
K ongressabgeordneten, die dem  linken Parteiflügel angehörten und  den 
E rneuerern  zuzurechnen waren, distanzierte sich jedoch in zunehm en­
dem  M aße von der Regierung. A b jun i 1990 traten sie als „G ruppe der 
A cht“ (Grupo de los Ocho) öffentlich in E rscheinung und  forderten eine 
R ückbesinnung auf den „wahren Peronism us“ . Führender K o p f der 
G ruppe war der A bgeordnete Carlos „C hacho“ Alvarez. N achdem  die 
„G ruppe der A cht“ ohne E rfolg  versucht hatte, die Position M enems 
innerhalb der Fraktion zu schwächen, kehrten ihre Mitglieder der Partei 
ab E nde 1990 den Rücken. Z u  den Parlam entsw ahlen im  O k tober 1991 
traten m ehrere G ruppierungen an, die darauf bauten, dass das „pero­
nisrische Volk“ den „V errat M enem s“ , den dieser durch das „Bündnis 
m it dem  Liberalismus“ begangen habe, bestrafen w erde (Nova- 
ro /P a le rm o  1998: 81£).
D iese Erw artung erwies sich jedoch als Irrtum , und  nach dem  über­
zeugenden W ahlsieg der PJ durchlebten die peronisrischen D issidenten 
zunächst eine schwierige Situation. E in Teil kehrte in die Partei zurück, 
andere gaben die aktive Politik auf. D ie „Bewegung für D em okratie und 
soziale G erechtigkeit“ (Movimiento por la Democracia j  la Justicia Social, 
M O D EJU SO ) um  Carlos Álvarez hatte sich bereits 1991 m it der G ruppe
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„V olksdem okratie“ (Democraáa Popular) zur „F ron t für D em okratie und 
soziale G erechtigkeit“ (Frente para la Democraáa y  la Justiáa Soáal; 
FR E D E JU SO ) zusam m engeschlossen. A b 1992 bem ühte sie sich um  ein 
breites Bündnis der gem äßigt linken Kräfte. N icht zuletzt die traditions­
reichen sozialistischen Parteien sollten dafür gew onnen w erden, diese 
lehnten das jedoch lange Zeit ab (Abal M edina 1998: 4ff.).
Bei den Senatswahlen des Jahres 1992 unterstü tzte F R E D E JU SO  in 
der Stadt Buenos Aires die K andidatur des bekannten linken Film regis­
seurs Fernando „P ino“ Solanas, dessen „F ron t des Südens“ (Frente del 
Sur) aus D issidenten der K om m unistischen Partei, der Christdem okratie 
und  Unabhängigen bestand. Im  Mai 1993 bildeten FR E D E JU SO , Frente 
del Sur und  einige weitere kleine G ruppierungen die „G roße F ron t“ (Fren­
te Grande, FG ). D as heterogene Bündnis aus tendenziell sozialdem okrati­
schen K räften um  Alvarez und  deutlich radikaleren linksnationalistischen 
K räften um  Solanas verm ied jede program m atische Diskussion. Z usam ­
m engehalten w urde es in erster Linie von dem  W unsch, bei den Parla­
m entsw ahlen im  O ktober 1993 ein akzeptables Ergebnis zu erzielen. D ie 
Ergebnisse der W ahlen übertrafen die kühnsten Erw artungen. D ie von 
Alvarez angeführte Liste im  H auptstadtdistrikt Buenos Aires erhielt fast 
15% der Stim m en und  stellte m it Alvarez und der M enschenrechtsakti­
vistin Graciela Fernández Meijide zwei A bgeordnete. D ie von  Solanas 
angeführte Liste in der Provinz Buenos Aires kam au f gut 4% der Stim ­
m en. D am it verschoben sich die M ehrheitsverhältnisse innerhalb der FG  
zugunsten des gem äßigten Flügels um  Alvarez. D ie M edien schenkten 
„C hacho“, der zum  Repräsentanten einer neuen, m odernen Linken 
hochstilisiert wurde, große A ufm erksam keit (Abal M edina 1998: 10).
E ine unerw artete Profilierungsm öglichkeit bo t sich der FG , nachdem  
die UCR unter Raúl A lfonsin dem  „Pakt von  O livos“ zugestim m t hatte. 
D ie dadurch hervorgerufene E nttäuschung bei vielen traditionellen 
U CR-W ählem  w usste die F G  geschickt zu nutzen. Bei den W ahlen zur 
V erfassungsgebenden V ersam m lung im  April 1994 öffnete sie ihre Lis­
ten für unabhängige Intellektuelle und  R epräsentanten sozialer Bewe­
gungen. A uch den Sozialisten bo t Alvarez erneut — vergeblich — eine Z u ­
sam m enarbeit an. D er D iskurs der F G  hatte sich inzwischen deutlich ge­
ändert. V on der R ückkehr zum  „wahren Peronism us“ w ar längst nicht 
m ehr die Rede und  auch in w irtschaftspolitischer H insicht gab m an sich 
weitaus gem äßigter als noch  einige Jahre zuvor. W ichtigste W ahlkam pf­
them en w aren der K am pf gegen die K orruption , die Krise der Justiz und 
des Erziehungssystem s, das Versagen der U CR als O pposition  und  die 
Forderung nach einer funktionierenden Gewaltenteilung. D am it tra f die
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FG  den N erv  der Bevölkerung, vor allem vieler Stam m wähler der UCR: 
in der Stadt Buenos Aires wurde sie m it m ehr als 37% der Stim m en zur 
stärksten politischen K raft, selbst in der peronisrischen H ochburg, der 
Provinz Buenos Aires, landete sie au f Platz zwei. W iedem m  hatten die 
Medien nicht unerheblich zum  Erfolg der Partei beigetragen, denn die 
F G  verfugte zwar w eder über eine ausgebaute Infrastruktur noch über 
eine große A nzahl von  Aktivisten, ihre „mediale Performance“ erwies sich 
jedoch als sehr erfolgreich (Castiglioni/A bal M edina 1998: 62f.).
D er zunehm end gemäßigtere und „bürgerlichere“ D iskurs von  Car­
los Alvarez führte aber auch zu A useinandersetzungen innerhalb der FG. 
Im  N ovem ber 1994 verließ F em ando Solanas das Bündnis im  Streit. E i­
nen M onat später erfolgte ein weiterer Schritt zur Bündelung der gem ä­
ßigt linken Kräfte. G em einsam  m it der im  Septem ber 1994 gegründeten 
Partei „O ffene Politik für Soziale Integrität“ (Política Abierta para la In ­
tegridad Social, PAIS) des aus der PJ ausgetretenen Senators José O ctavio 
B ordón, den sozialistischen Parteien und  einigen kleineren G ruppierun­
gen rief die F G  das Bündnis „F ron t für ein Solidarisches L and“ (Frente 
por un País Solidario; FREPA SO ) ins Leben. K urze Zeit später schloss sich 
auch eine G ruppe von enttäuschten UCR-Aktivisten (Nuevo Espacio) dem 
Bündnis an. V or den Präsidentschaftsw ahlen 1995 führte FR EPA SO  of­
fene Vorwahlen durch, bei denen sich B ordón knapp gegen Alvarez als 
K andidat durchsetzen konnte. Fast eine halbe Million M enschen hatten 
sich an der W ahl beteiligt. Bei den Präsidentschaftsw ahlen im  Mai 1995 
erhielt B ordón 28,8% der Stim m en, w om it die U CR erstmals in ihrer 
m ehr als 100jährigen G eschichte zur drittstärksten politischen K raft de­
gradiert wurde. Im  O ktober 1995 konnte sich Graciela Fernández Meiji- 
de bei Senatswahlen in der Stadt Buenos Aires m it 45,7% der Stimmen 
durchsetzen (Abal M edina 1998: 12ff.; N ovaro /P a le rm o  1998: 95f£).
José O ctavio B ordón  verließ das Bündnis im  Februar 1996, nachdem  
er vergeblich versucht hatte, den ehemaligen Innenm inister der Regie­
rung M enem , G ustavo Béliz, als FR E PA SO -K andidaten für die Bürger­
meisterwahlen in der Stadt Buenos Aires durchzusetzen. Wie schon beim 
Rückzug F em ando Solanas entschieden sich jedoch auch jetzt viele An­
hänger B ordóns für einen Verbleib in FREPA SO . Bei den im  Jun i 1996 
durchgeführten Bürgerm eisterwahlen in Buenos Aires erlitt FR EPA SO - 
K andidat N orberto  La Porta eine deutliche N iederlage gegen UCR- 
K andidat D e la Rúa. E rstm als seit 1993 w ar es der U CR wieder gelun­
gen, einen W ahlsieg in ihrer traditionellen H ochburg  zu erzielen. Für die 
weitere Entw icklung von  FR EPA SO  hatte das W ahlergebnis in zweierlei 
H insicht K onsequenzen. E rstens bem ühte sich das Bündnis infolge der
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Niederlage verstärkt um  seine lange Zeit vernachlässigte Institutionalisie­
rung und  w andelte sich im D ezem ber 1996 in eine Parteienkonföderati­
on um. Zweitens zeichnete sich ab, dass die FR EPA SO  ihr W ählerpo­
tenzial w eitgehend ausgeschöpft hatte und  die U CR m it geeigneten K an­
didaten durchaus noch  dazu in der Lage war, ihre Stam m wähler zu 
mobilisieren. D ies hatte  erhebliche A uswirkungen für die weitere Z usam ­
m enarbeit zwischen den beiden wichtigsten oppositionellen Kräften.
Zusam m enfassend bleibt festzuhalten, dass es den gem äßigt linken 
K räften der argentinischen Politik m it der F G  und  FR EPA SO  im  Laufe 
der 90er Jahre gelang, ein erhebliches W ählerpotenzial für sich zu m obi­
lisieren. D ie w ichtigsten R epräsentanten der G ruppierung distanzierten 
sich im  Laufe der Z eit von der Idee der „Verteidigung des w ahren Pero­
nism us“ und  dem  Ziel einer „sozialen F ron t“ gegenüber den neolibera­
len R eform en der Regierung Menem. Stattdessen gew annen neben dem  
K am pf gegen die K orruption  Them en wie Rechtsstaatlichkeit, T ranspa­
renz und  G ewaltenteilung an Bedeutung für den D iskurs von  F G /  
FR EPA SO . D am it griff m an traditionelle U C R -Them en auf, die von  den 
Radikalen infolge des „Pakt von  O livos“ n ich t m ehr überzeugend ver­
körpert w urden — und  gewann gleichzeitig w achsenden Z uspruch von 
Seiten der M ittelschichten und  der öffentlichen M einung (N ovaro /P aler- 
m o 1998: 99).
D ie schrittweise M äßigung der w ichtigsten F G /F R E P A S O -R eprä- 
sentanten und  insbesondere deren grundsätzliche A kzeptanz der von 
M enem  durchgeführten W irtschaftsreform en wurde allerdings nur von 
einem Teil der Partei- bzw. Bündnisbasis mitvollzogen. Z w ar kam  es an­
gesichts des w achsenden W ählerzuspruchs n icht zu öffentlich ausgetra­
genen K onflikten, aber die K luft zwischen Führung und  Basis wuchs. 
A uch die Tatsache, dass die Führungsriege bisweilen m ehr Umgang m it 
den M edien als m it der eigenen Basis pflegte, trug nicht zur Stärkung des 
organisationsinternen Zusam m enhalts bei.
D ie schwachen O rganisationsstrukturen und  die w eitgehend auf die 
Stadt und  die Provinz Buenos Aires beschränkte territoriale Präsenz von  
F G /F R E P A S O  konnte durch das Prestige einer kleinen G ruppe von 
Führungspersönlichkeiten und  eine effiziente K om m unikationsstrategie 
ausgeglichen w erden, zum al sowohl die M edien als auch die öffentliche 
M einung große A ufnahm ebereitschaft für den D iskurs der G ruppierung 
zeigten. Die schwache Institutionalisierung und  starke Personalisierung 
ging jedoch auf K osten  der H erausbildung eines soliden politischen und  
program m atischen K onsenses (N ovaro /P alerm o 1998: 115f£). T ro tz  des 
A nspruches, eine neue, fortschrittliche politische K raft darzustellen und
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sich O ffenheit gegenüber den zivilgesellschaftlichen G ruppierungen zu 
bew ahren, unterschied sich FR EPA SO  hinsichtlich ihrer personalisti- 
schen G rundm uster nicht von  den traditionellen Parteien.
A bbildung 1: D ie  E ntsteh u n g  von  FREPASO  und Alianza
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(FREPASO)
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Alianza para el Trabajo, la Justicia y 
la Educación (A LIA N ZA ) * 8/1997
Anmerkung: Die Abbildung berücksichtigt nur die wichtigsten politischen K räfte, die bei 
der E ntstehung von F G /F R E P A S O  und A lianza  eine Rolle spielten. Die Pfeile weisen 
lediglich darauf hin, dass eine politische K raft sich an einem  W ahlbündnis /  einer Partei­
enkonföderation beteiligt. Dies bedeutet n icht zwangsläufig, dass die betreffende Kraft 
darin vollständig aufgeht.
* =  G ründungsdatum  der Partei /  des Bündnisses;
I =  [ahr, in dem  erstmals eine politische K raft der entspr. Tendenz entstand.__________
D ie Alianza: Ein neuer Hoffnungsträger?
T rotz der 1995 bereits kn  ersten W ahlgang erfolgten W iederwahl Präsi­
dent M enem s, der im  V erlauf des W ahlkam pfs erfolgreich au f den Slo­
gan „Ich  oder das Chaos“ gesetzt hatte, wuchs angesichts der zuneh­
m end kritischeren ökonom ischen und sozialen Situation des Landes 
schon bald nach den W ahlen der U nm ut der Bevölkerung über die Re­
gierung. D ie O pposition  hatte zwar bei den W ahlen insgesam t fast die
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H älfte der W ählerstim m en erhalten, diese verteilten sich jedoch auf zwei 
größere und  einige kleinere Akteure, die bislang w enig D isposition zur 
Z usam m enarbeit gezeigt hatten. U CR und  FR EPA SO  w urden sich zwar 
langsam bewusst, dass es nu r vereint gelingen könnte, die peronisrische 
Regierung bei den 1999 anstehenden Präsidentschaftsw ahlen abzulösen, 
aber in beiden Lagern gab es zahlreiche W iderstände gegen ein mögli­
ches Bündnis. A u f Seiten der FR EPA SO  glaubte m an nicht nur, dass ei­
ne Zusam m enarbeit m it der für viele Bürgerinnen und  Bürger im m er 
noch  diskreditierten U CR auch auf das eigene Im age einer „neuen und 
unverbrauchten politischen K raft“ abfärben könnte, m an fürchtete auch, 
v on  der überlegenen Parteim aschinerie der Radikalen erdrückt zu w er­
den. A u f Seiten der U CR galt es zum  einen, die seit G ründung der Partei 
(1891) existierende und  fest in der Parteitradition verankerte intransigen- 
ßh-Tradition, d.h. die A blehnung einer Koalition m it anderen politischen 
K räften zu überw inden (Birle 1989). Z um  anderen hielten viele Radikale 
die FR EPA SO  nach wie v o r für ein vorübergehendes Phänom en, dessen 
Existenz und  W ahlerfolge vor allem auf Irrtüm er der U C R  zurückzufüh­
ren seien. D ie eigene Profilierung schien ihnen daher wichtiger als eine 
Zusam m enarbeit m it der FR EPA SO  (G odio 1998: 166).
Im  V orfeld der Parlam entsw ahlen von  1997 und  angesichts der A us­
sicht, bei getrenntem  A ntreten erneut eine Niederlage gegen die PJ zu er­
leiden, gelang jedoch im  A ugust 1997 in 13 von 24 Provinzen die Bil­
dung des W ahlbündnisses „Allianz für A rbeit, G erechtigkeit und  Bil­
dung“ (A lianza para el Trabajo, la justicia y  la Educación). In  den übrigen 
Provinzen traten U CR und  FR EPA SO  m it getrennten Listen an, da ins­
besondere die jeweiligen V erantw ortlichen der U C R  nicht zu einer Z u ­
sam m enarbeit bereit waren. Für program m atische D ebatten  zwischen 
den beiden B ündnispartner blieb so gut wie keine Zeit. F ür den W ahl­
kam pf einigte m an sich lediglich darauf, den von  M enem  eingeschlage­
nen  w irtschaftspolitischen K urs grundsätzlich w eiterführen zu wollen, 
gleichzeitig aber einen entschlossenen K am p f gegen die K orruption, eine 
R eform  der Justiz und  des Bildungswesens und  einen grundsätzlich an­
deren Regierungsstil {goodgovernance) in A ussicht zu stellen (Acuña 1998).
D er Sieg über die PJ bei den W ahlen im  O ktober 1997 m achte deut­
lich, dass die A lianza  auch dazu in der Lage sein könnte, die peronisri­
sche Regierung bei den Präsidentschaftsw ahlen von  1999 abzulösen. D er 
E rfolg  sorgte gleichzeitig dafür, dass sich jetzt auch viele vorher skepti­
sche Stim m en m it dem  Bündnis identifizierten. D ie institutionelle A bsi­
cherung des Bündnisses erfolgte über eine fünfköpfige nationale Lei­
tungsinstanz und ähnliche Strukturen auf Provinzebene. G leichwohl
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blieb die Praxis der Zusam m enarbeit bestim m t durch inform elle Ü ber­
einkünfte und  Konflikte zwischen den w ichtigsten Führungspersönlich­
keiten: A lfonsín, D e la Rúa und  Terragno auf Seiten der UCR, Alvarez 
und  Fernández Meijide au f Seiten von FR EPA SO . E rschw ert w urde die 
Zusam m enarbeit innerhalb der A lianza  n icht nu r durch die bereits ange­
sprochenen — und  nie vollständig überw undenen — A nim ositäten zwi­
schen U C R  und  FR EPA SO , sondem  auch durch die Tatsache, dass die 
führenden R epräsentanten des Bündnisses sehr unterschiedliche persön­
liche Projekte verfolgten (N ovaro 2000).
Ihren  K andidaten für die Präsidentschaftsw ahlen von  1999 bestim m ­
te die A lianza  in offenen Vorwahlen, bei denen sich F em ando de la Rúa 
im N ovem ber 1998 m it 63% der Stimmen deutlich gegen Graciela Fer­
nández Meijide durchsetzen konnte. D a diese nicht als V izepräsident­
schaftskandidatin antreten wollte, einigte m an sich im Frühjahr 1999 auf 
Carlos Alvarez für diese K andidatur, w ährend Fernández Meijide sich 
um  den G ouvem eursposten  in der Provinz Buenos Aires bewerben 
würde. D ie A lianza  dem onstrierte bis zu den W ahlen nach außen H ar­
m onie und  war geeint in dem  Ziel, die peronistische Regierung abzulö­
sen. Als entscheidendes M anko des Bündnisses sollte sich jedoch schon 
rasch erweisen, dass es nie zu einer Institutionalisierung von  Entschei- 
dungs- u n d  K onflikdösungsm echanism en und  von M echanism en zur 
H erausbildung von  program m atischen Ü bereinkünften zwischen den 
nach wie vor sehr unterschiedlichen und zudem  auch noch in sich hete­
rogenen B ündnispartnern kam  (N ovaro 2000).
D ie parteipolitische Landschaft nach den Wahlen des Jahres 1999
D as Jah r 1999 w ar für A rgentinien ein M ammutwahljahr. N eben  der 
W ahl von  Präsident und  V izepräsident, A bgeordnetenhaus sowie einer 
Vielzahl lokaler R epräsentanten am 24. O k tober w urden in m ehreren 
Einzelwahlen ab D ezem ber 1998 auch die G ouverneure und P ro ­
vinzparlam ente neu bestim m t. Bei den Präsidentschaftsw ahlen gelang 
K andidat Fem ando  de la Rúa (UCR) zusam m en m it V izeprä­
sidentschaftskandidat Carlos Álvarez (FREPASO) m it 48,5%  bereits im
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ersten W ahlgang ein deutlicher Sieg.1 D er peronistische K andidat E d u ­
ardo D uhalde kam  dagegen m it 38,08% au f das schlechteste Ergebnis, 
das jemals ein peronistischer Präsidentschaftskandidat erzielt hatte. D er 
ehemalige W irtschaftsm inister Cavallo (AR) erhielt als D rittplatzierter 
10,1 % der Stimmen.
Abbildung 2: Die Wahlen zum Abgeordnetenhaus 1983-1999
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Bei den Parlam entsw ahlen2 kam  die A lianza  au f 45,5% der Stim m en, die 
PJ erhielt 33%, AR 8%, die übrigen Stim m en entfielen zum  größten  Teil 
au f Regionalparteien. Im  A bgeordnetenhaus ergab sich dam it eine Sitz­
verteilung von  124 M andaten (48%) für das zukünftige Regierungsbünd- 
nis A lianza, w obei 84 M andate auf die UCR und 38 au f die FR EPA SO
1 Die Artikel 97 und 98 der reform ierten argentinischen Verfassung von 1994 sehen 
vor, dass ein Präsidentschaftskandidat im ersten W ahlgang gewählt ist, wenn er 
entweder m ehr als 45%  der Stimm en erhält oder wenn au f ihn m ehr als 40% der 
Stimm en und gleichzeitig m indestens 10 Prozentpunkte m ehr als auf den 
zweitplatzierten Kandidaten entfallen. Z u den W ahlen 1999 siehe Böhler 1999 und 
N olte 1999, zum  W ahlkam pf Priess 1999.
2 Die Am tszeit der A bgeordneten beträgt vier Jahre. Alle zwei Jahre wird die Hälfte 
der A bgeordneten neu gewählt, so dass auch 1999 nur die Hälfte der M andate zur 
W iederwahl anstand.
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entfielen. D ie PJ kam  auf 101 A bgeordnete, A R  auf 12, die restlichen 
M andate gingen w eitestgehend an die Provinzparteien. Somit verfügte 
das Regierungsbündnis nicht über eine eigene absolute M ehrheit. D a die 
Zusam m ensetzung des Senats unverändert blieb (er w urde erst im  O k to ­
ber 2001 neu gewählt) und  die jetzt oppositionelle PJ dort über eine 
deutliche M ehrheit verfügte, w ar die zukünftige Regierung von  Anfang 
an au f eine Zusam m enarbeit m it der O pposition  angewiesen.
D ies galt um so m ehr, als die A lianza  bei den G ouvem eursw ahlen 
schlechter abgeschnitten hatte als erhofft. Bereits im  D ezem ber 1998 war 
es der PJ gelungen, in der traditionellen U C R -H ochburg C ordoba mit 
José M anuel de la Sota erneut den G ouverneur zu stellen. Entgegen den 
Erw artungen der A lianza  gelang es 1999 nicht, die wichtige Provinz 
Buenos Aires zu gewinnen. H ier setzte sich der peronistische K andidat 
Carlos R uckauf gegen die A lianza -K andidatin Graciela Fernández Meiji- 
de (FREPASO) durch. A uch die Provinz Santa Fe blieb in den H änden 
eines peronistischen G ouverneurs (Carlos Reutem ann). Insgesam t regier­
te die PJ in 14 von  24 Provinzen, darunter m it Buenos Aires, C órdoba 
und Santa Fe in den drei wichtigsten. D ie A lianza  konnte sich dagegen 
nur in 8 Provinzen durchsetzen. In  zwei Provinzen stellten Regionalpar­
teien die G ouverneure.
D er neugewählte Staatspräsident D e la Rúa hatte som it durch die 
W ählerinnen und  W ähler zwar einen persönlichen V ertrauensbeweis er­
halten, seine Regierung verfügte jedoch von  A nfang an über eine weitaus 
schwächere M achtbasis als die Regierungen A lfonsin und  M enem . U m  
die schwierigen Problem e des Landes anzugehen, m usste daher nicht nur 
die Z usam m enarbeit innerhalb der Regierungskoalition funktionieren, 
sondern auch die m it der O pposition  im  Parlam ent und  in den Provin­
zen. D ie V oraussetzungen dafür w aren sehr ungünstig. Wie weiter oben 
dargestellt wurde, handelte es sich bei der A lianza  um  ein äußerst hetero­
genes und  fragiles Bündnis, das — abgesehen von  dem  W unsch, die Re­
gierung M enem  abzulösen — w eder über einen von  allen relevanten Ak­
teuren geteilten program m atischen K onsens noch  über formale M echa­
nism en verfügte, um  einen derartigen K onsens herzustellen und  um  
K onflikte zu lösen. Viel w ürde daher von  Präsident D e  la Rúa abhängen. 
Zahlreiche B eobachter trauten diesem durchaus zu, eine integrierende 
und  verm ittelnde Rolle zu spielen -  irrtüm licherweise, wie sich relativ 
rasch heraussteilen sollte. D ie oppositionelle PJ verfügte nach zehn Jah ­
ren Regierung un ter Carlos M enem  nicht m ehr über eine anerkannte na­
tionale Führung. M enem  hatte sich zwar frühzeitig den form alen Partei­
vorsitz bis 2003 gesichert, aber die Partei drohte in konkurrierende
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M achtzentren aus D uhalde-A nhängem , die gerade eine schwere N ieder­
lage erlitten hatten, M enem -A nhängem , die sich bereits au f die W ahlen 
des Jahres 2003 vorbereiteten und  eine größere A nzahl von G ouverneu­
ren, denen zum  Teil ebenfalls A m bitionen auf eine Präsidentschaftskan- 
didatur im  Jah r 2003 nachgesagt w urden, zu zerfallen.
Ein konsolidiertes Parteiensystem?
D ie Argentinier begegneten ihren politischen Parteien am E nde der 
Am tszeit von Präsident M enem  m ehrheitlich m it M isstrauen. Sie hielten 
ihnen K orruption , Ineffizienz und  Versagen bei der Lösung der drän­
gendsten w irtschaftlichen und  sozialen Problem e vor. H atten  sich noch 
1984 88% und  1988 63% der Befragten bei M einungsum fragen positiv 
geäußert, so sagten im  Februar 2000 nur noch 15%, sie hätten  V ertrauen 
in die Parteien.
V ier zentrale U rsachenbündel w urden für die Repräsentationskrise 
ausgemacht: die wirtschaftlichen Problem e, zu deren Lösung die Parteien 
nicht in der Lage waren, die E rschöpfung  traditioneller Politikm uster 
(z.B. Klientelismus), der relative Bedeutungsverlust der Parteien gegen­
über anderen V erm ittlungsinstanzen (z.B. den M edien) und  die T rans­
form ation der Beziehung zwischen Staat und  Politik (A d ro g u e /Armes to 
2001: 625). N euere U m fragen bestätigen den A nsehensverlust der Par­
teien, sie zeigen aber gleichzeitig auf, dass die m eisten Bürgerinnen und  
Bürger Parteien und  Parlam ent nach wie vor für unverzichtbar halten. 
„O hne Parteien kann eine D em okratie nicht funktionieren“, dieser A n­
sicht stim m ten 1995 71% , 1997 75% und  A nfang 2000 im m erhin noch 
72% der Befragten zu. Z udem  konnte nachgewiesen w erden, dass die 
Parteiidentitäten trotz aller Personalisierung und  M ediatisierung der Poli­
tik nicht in einem  A usm aß verschw unden waren, wie dies verschiedent­
lich angenom m en wurde. E in  beträchtlicher Teil der Argentinierinnen 
und  A rgentinier sagte auch E nde der 90er Jahre noch von  sich, einer p o ­
litischen Partei nahe oder sehr nahe zu stehen. U ntersuchungen zeigten 
zudem , dass das Im age von Politikern nach wie vo r in engem  Z u ­
sam m enhang m it der Partei beurteilt wurde, der sie angehörten (Adro- 
gue/A rm esto  2001: 627ff.).
D iese Bindekraft könnte erklären, w arum  das argentinische Parteien­
system tro tz der in den 90er Jahren  weiter eskalierenden Repräsentati­
onskrise vergleichsweise stabil geblieben ist und  es nicht zu peruanischen 
oder venezolanischen Z uständen, d.h. zu einem  nahezu vollständigen 
V erschw inden der traditionellen Parteien kam. N eben den ausführlichen
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beschriebenen Tendenzen im  gemäßigt linken politischen Spektrum  
spielten w ährend der Regierungszeit von Präsident M enem  auch im kon­
servativen Lager verschiedene kleinere Parteien eine gewisse Rolle. D ie 
bereits in den 80er Jahren entstandene wirtschaftsliberale „U nion des 
D em okratischen Z entrum s“ (Union del Centro Democrático', UCeDé) un ter 
Führung von Alvaro Alsogaray erreichte ihren Z enit bei den W ahlen von 
1989. Sie unterstützte die von M enem  eingeleitete R eform politik und  be­
setzte phasenweise auch Posten innerhalb der Exekutive. D ie U m ar­
m ungsstrategie M enems und  interne Q uerelen führten jedoch dazu, dass 
ihre W ahlergebnisse ab 1991 stark rückläufig waren. M itte des Jahrzehnts 
w ar die Partei in der Bedeutungslosigkeit versunken. A uch die A nfang 
der 90er Jahre entstandene rechtspopulistische „Bewegung für W ürde 
und  N ationale U nabhängigkeit“ (Movimiento por la Dignidady la Independen­
cia Nacional, M O D IN ) un ter Führung des ehemaligen O berst Aldo Rico 
erwies sich als ein vorübergehendes Phänom en. 1997 gründete der kurz 
zuvor zurückgetretene W irtschaftsm inister D om ingo Cavallo seine „Ak­
tion für die Republik“ (Acción por la República', AR), die bei den Parla­
m entswahlen von 1999 auf 8% der Stim m en kam. D aneben spielen in 
der argentinischen Politik traditionell die Provinzparteien eine gewisse 
Rolle. Im  nationalen Parlam ent sind sie jedoch im m er nur m it wenigen 
A bgeordneten vertreten (Jones 1997: 264).
W ie aus Tabelle 3 hervorgeht, erhöhte sich die effektive A nzahl der 
im  Parlam ent vertretenen Parteien in den 90er Jahren  von  2,8 (1989) auf 
3,39 (1999). D er dam it erreichte Fragm entierungsgrad des Parteiensys­
tems w ar allerdings nicht besorgniserregend, ebenso wenig wie die leicht 
angestiegene W ählerfluktuation (Nolte 2000). E rinnert sei auch noch 
einmal an die seit den 80er Jahren vorhandene und  in den 90er Jahren 
fortbestehende grundsätzliche wechselseitige A nerkennung der Parteien 
als legitime Teilnehm er der politischen Auseinandersetzung, an die ge­
sunkene Polarisierung und  die geringe Relevanz extrem istischer Kräfte.
T ro tz  dieser positiv zu bew ertenden Faktoren fiel die G esam tein­
schätzung des Parteiensystems negativ aus, und zwar vor allem wegen 
der vielen ,,-ismen“ der argentinischen Politik und  deren katastrophaler 
K onsequenzen für die D em okratie: Peronism us, M enem ism us, Alfonsi- 
nism us, Alvarismus, Cavalüsmus, DeLaRüism us ... — nicht Ideen und 
Program m e bestim m ten E nde der 90er Jahre das D enken und  Flandeln 
der argentinischen Parteien, sondern persönliche Projekte. Alle relevan­
ten Parteien waren geprägt durch einen extrem en Personalismus, fehlen­
de program m atische D iskussionen und  Festlegungen, eine große D istanz 
zw ischen Führungseliten und  Basis, zentralistische, klientelistische und
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oft wenig transparente Entscheidungsstrukturen und — von  wenigen 
A usnahm en abgesehen — ebenso wenig transparente M echanism en zur 
Bestim m ung von  K andidaten für Parteiäm ter und öffentliche W ahläm ­
ter.
T abelle  3: Effektive A nzahl der Parteien und M andatsverteilung im  A bgeordne­
tenhaus (Mandate und M andatsanteil der Regierungsparteien fettgedruckt)
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1985 101 129
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- 6 4 3 11 91 2,39
1987 104 115
(41%)
- 6 6 7 16 86 2,64
1989 120
(47%)
90 - 6 7 12 18 83 2,80
1991 120
(47%)
84 - 11 6 14 22 79 2,96
1993 126
(47%)
85 3 4 3 12 23 82 2,75
1995 129
(49%)
68 23 2 7 8 20 76 2,96
1997 119
(50%)





- 3 17 14 72 3,39
a Linke Parteien: Partido Soáalista Popular und Partido Socialista Democrático nur bis 1995, danach gehören sie 
FREP ASO an; Partido Intransigente, Partido Comunista, Molimiento al Socialismo, Corriente Grande, Grupo de los Ocho. 
b Zentrumsparteien: Partidos Demócrata Progresista, Partidos Demócrata Cristiano, PAIS. 
c Konservative Parteien: UCeDé, Fuerza Republicana, Acción por la República, M ODIN. 
d Effektive Anzahl der Parteien errechnet auf Grundlage des Laakso-Taagepera-Index.
Quelle: Abal M edina/Castiglioni 2000: 9.
Diese Problem e w aren weder neu noch mangelte es an V orschlägen, um  
sie zu überwinden. Insbesondere das geltende W ahlrecht und  das darin 
vorgesehene Listenwahlverfahren (listas sábana) w urde w iederholt als 
P roblem  ausgemacht. D ie Parteien präsentieren sich ihren W ählern bei 
den Parlam entswahlen m it geschlossenen Listen, bei denen den W ähle­
rinnen und  W ählern oft nur die L istenführer bekannt sind. D ie übrigen 
K andidaten w erden durch die Parteiführungen bestim m t, m it der K o n ­
sequenz, dass deren Loyalität in erster Linie den Parteicaudillos und 
nicht einer konkret auszum achenden W ahlkreisbevölkerung gilt. Das
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weitgehende M onopol der Parteiführungen zur K andidatenausw ahl trägt 
zum  E rhalt verknöcherter FührungsStrukturen bei und  schränkt die 
W ahlm öglichkeiten der Bevölkerung stark ein (Jackisch 1993).
D ie nationalen Parteiführungen verfügen daneben noch über weitere 
„D isziplinierungsinstrum ente“ gegenüber ihren jeweiligen D istriktorga­
nisationen. Sie können diese un ter bestim m ten V oraussetzungen „inter­
venieren“ , d.h. die lokalen/regionalen Verantw ortlichen entm achten und 
die dortigen Strukturen der vorübergehenden V erwaltung durch die na­
tionale Führung unterstellen. V on dieser M öglichkeit wurde in der V er­
gangenheit sowohl von  der PJ als auch von der U C R  G ebrauch gemacht. 
O ft reichte aber auch die D rohung  m it einer Intervention, um  aufm üpfi­
ge Provinzorgane zu disziplinieren (Jones 1997: 271 ff.). D erartige M e­
chanism en tragen mit dazu bei, die parteiinternen K lientelstrukturen auf­
rechtzuerhalten und  untergraben die innerparteiliche Dem okratie.
W iederholt angem ahnt w urden auch Reform en der parteiinternen 
M echanism en der Kandidatenauswahl, wie dies in Form  von D irektw ah­
len un ter Beteiligung der Basis seit den 80er Jahren vereinzelt — vor allem 
bei den Präsidentschaftskandidaturen — praktiziert wurde. Seit N ovem ­
ber 1991 schreibt das W ahlgesetz eine 30%ige Frauenquote für alle 
W ahllisten vor. Listen, auf denen die vorgeschriebene M indestquote 
nicht erreicht wird, w erden nicht zu den W ahlen zugelassen. D er Frauen­
anteil im  A bgeordnetenhaus hat sich dadurch in den 90er Jahren deutlich 
erhöht (Tabelle 4).
E ine weitere M öglichkeit zur D em okratisierung der Parteien bestün­
de in einer Dezentralisierung im  Sinne einer stärkeren Berücksichtigung 
lokaler und  regionaler K räfte im  Rahm en der nationalen Führungsstruk­
turen. Derartige Reform en w urden seit den 80er Jahren  im m er wieder 
diskutiert und auch im  Rahm en von Gesetzesinitiativen vorgebracht, ihre 
V erwirklichung scheiterte jedoch w iederholt am W iderstand derjenigen, 
deren M acht durch sie eingeschränkt würde: den Parteieliten. D ie feh­
lende Bereitschaft der politischen Eliten zur Realisierung von Reform en, 
die von  Seiten der Zivilgesellschaft w iederholt gefordert wurden, trug 
som it zum  weiteren A nsehensverlust der politischen Klasse bei und  ver­
hinderte eine dringend notwendige E rneuerung derjenigen Institutionen, 
die auch von der argentinischen V erfassung als grundlegende Institu tio ­
nen der D em okratie bezeichnet w erden — der politischen Parteien.
O bw ohl das Parteiensystem  seit der R ückkehr zur D em okratie im 
Jah r 1983 in m ancherlei H insicht positive Entw icklungen verzeichnete 
und  im  H inblick auf einige der von  der Politikwissenschaft als relevant 
erachteten K riterien zur K onsolidierung eines dem okratischen Parteien-
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Tabelle 4: Der Anteil von Frauen im Abgeordnetenhaus, 
1983-1995
Jahr Sitze insgesamt weibliche
Abgeordnete
Anteil weiblicher 
A bgeordneter in %
1983 254 11 4,3
1984 254 13 5,1
1985 254 13 5,1
1985* 254 11 4,3
1986 254 12 4,7
1987 254 12 4,7
1987* 254 12 4,7
1988 254 12 4,7
1989 254 14 5,5
1989* 254 16 6,3
1990 254 16 6,3
1991 254 18 7,1
1991* 254 15 5,9
1992 257 15 5,8
1993 L 257 16 6,2
1993* 257 36 14,0
1994 257 38 14,8
1995 257 38 14,8
1995* 257 71 27,6
* =  Zusammensetzung ab dem 10. D ezem ber des entsprechenden Jahres; 
Quelle: Consejo Nacional de la Mujer (http://w w w .cnm .gov.ar/).
systems (Beyme 1997) durchaus zufriedenstellende W erte aufwies (G rad 
an Extrem ism us und  Polarisierung, W ählerfluktuation, Fragm entierungs­
grad), trug es m it dazu bei, dass die gravierenden ökonom ischen, sozialen 
und  politischen Problem e des Landes n icht in angem essener A rt und  
W eise angegangen w erden konnten. N ach zehn Jahren peronistischer Re­
gierungszeit un ter Carlos M enem  w aren w eder die neue Regierungskoali­
tion noch die größte O ppositionspartei für die au f sie zukom m enden 
Aufgaben ausreichend vorbereitet. D ie größten D efizite des Parteiensys­
tems bestanden in Form  des innerparteilichen Personalism us, Faktiona- 
lismus und  Klientelismus sowie in der — in m ancherlei H insicht dam it 
zusam m enhängenden — U nfähigkeit zur B ildung einer regierungsfähigen 
Koalition.
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